
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Daniela Holzinger-Vogtenhuber, Kolleginnen und Kollegen 

Betreffend: Wird der 12h-Arbeitstag tatsächlich freiwillig sein? Machen Sie den Test! 

Lassen Sie die Betroffenen abstimmen! 

Eingebracht im Zuge der Debatte zur dringlichen Anfrage zum Thema ,,12-Stunden-Tag und 60-

Stunden-Woche im Auftrag der ÖVP-Großspender - So nicht, Herr Bundeskanzler" 

BEGRÜNDUNG 

Die geplante Einführung des 12h-Arbeitstages und der 60h-Arbeitswoche wird unter dem 

irreführenden Titel ,,Arbeitszeitflexibilisierung" geführt. Obwohl ausschließlich von Seiten der 
Konzerne, des Kapitals und ihrer vorgelagerten Lobbyorganisationen propagiert, wird versucht, die 
Maßnahme zunehmend als hauptsächliches Anliegen und Vorteil der Arbeitnehmerinnen 
darzustellen. 

Zudem wurde von Seiten der Regierungsfraktionen versucht, der massiven Kritik von Vertreterinnen 

der organisierten Arbeitnehmerschaft, der Opposition, aber auch aus den eigenen Reihen, durch 

kosmetische Änderungen entgegen zu wirken, beispielsweise durch die Verankerung des 
Freiwilligkeitsprinzips im Gesetz, das zwar eine Ablehnung der 11. und 12. Überstunde auch ohne 
Angabe von Gründen ermöglichen soll, aber natürlich keinerlei Sicherheit vor "Kündigung" bietet, 

wenn nach mehrmaligem Entschlagen festgestellt wird, dass "die Arbeitseinstellung einfach nicht ins 

Unternehmen passt." 

Unterm Strich jedoch bleibt die Hauptstoßrichtung der Regierungspropaganda zur Einführung des 

12h-Arbeitstages und der 60h-Arbeitswoche, dass diese Maßnahme vor allem den Wünschen der 

Arbeitnehmerinnen entsprechen würde, wie nachfolgende auszugsweise angeführte O-Töne von 
Vertretern der Regierungsparteien verdeutlichen: 

" 'Zwölf Stunden Arbeit pro Tag wird es nur freiwillig geben', betont ÖVP-Klubobmann August 
Wöginger im Gespräch mit der ,Presse"'. 
https://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5451256/Arbeitszeit Zwoelf-Stunden-nur-freiwillig (27.06.2018) 

"Wöginger meint, dass es Arbeitnehmer gebe, die gern mehr arbeiten und vielleicht bereits am 
Freitag nach Hause gehen wollen. Daher wolle man diese Möglichkeiten im Arbeitszeitgesetz 
schaffen. Wichtig sei aber, dass zwölf Stunden nur dann erlaubt sind, wenn der Arbeitnehmer von 
sich aus länger arbeitet. 11 

https://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5451256!Arbeitszeit Zwoelf-Stunden-nur-freiwillig (27.06.2018) 

"Sozialministerin Beate Hartinger-Klein (FPÖj hatte erklärt, dass der Satz ,Ich will nicht' als 
Ablehnung nicht genügen werde. Vizekanzler, FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache meinte dagegen in 
einem ,ZiB 2'-lnterview, diese Ansicht sei falsch. Es werde keinen Zwang bei Mehrarbeit bis zwölf 
Stunden geben. 11 

74/UEA XXVI. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



https://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5451256/Arbeitszeit Zwoelf-Stunden-nur-freiwillig (27.06.2018) 

"Mehr Flexibilität für heimische Arbeitnehmer - weil uns Freiheitlichen mehr Zeit für die Familie 
und eine ausgewogene Work-Life-Balance ein Anliegen ist! 
Ein harmonisches Verhältnis zwischen Arbeits- und Freizeit sol/ zukünftig für jeden Arbeitnehmer 
möglich sein! Durch das flexible Arbeitszeitmodell haben wir erreicht, dass die 4-Tage-Woche nun 
für jene gesetzlich ermöglicht wird, die das Wochenende gerne um einen Tag verlängert genießen, 
um mehr Zeit für Partner, Kinder oder sich selbst zu haben. 
Wir schaffen damit also ein neues Arbeitszeitmodell, das von Arbeitnehmern freiwillig in Anspruch 
genommen werden kann, vom Dienstgeber jedoch nicht vorgeschrieben werden darf. 11 

Quelle: Facebook Profil von Vize kanzler Strache, in: /https:/ /mosaik-blog.at/12-stunden-tag-strache-fa ktencheck/ (27.06.2018) 

"Ja, jeder Grund (Anm.: Ablehnungsgrund für Mehrarbeit bis zu 12h pro Tag) muss vom 
Arbeitgeber in Zukunft akzeptiert werden. Dieses einseitige Ablehnungsrecht des Arbeitnehmers ist 
die größte Errungenschaft, welche es bis heute nicht gab. 11 

Quelle: Facebook Profil von Vize kanzler Strache, in: /https:/ /mosaik-blog.at/12-stu nden-tag-strache-faktencheck/ (27.06.2018) 

"Die Zuschläge bleiben und sind in Zukunft natürlich auch gesichert. AI/es andere sind Fake-News. 11 

Quelle: Facebook Profil von Vizekanzler Strache, in: /https:/ /mosaik-blog.at/12-stunden-tag-strache-faktencheck/ (27.06.2018) 

"Eltern, die ihre Kinder oftmals nur zum Gute-Nacht-Kuss noch sehen, (werden) einen vollen Tag 
mehr mit ihnen verbringen. 11 

Quelle: Facebook Profil von Vizekanzler Strache, in: /https://mosaik-blog.at/12-stunden-tag-strache-faktencheck/ (27.06.2018) 

In Zusammenschau der dargestellten Aussagen, die in etwa die Versuche der Regierung 

widerspiegeln, bestehende Ängste und Befürchtungen von rd. 3,75 Mio. unselbstständig 

Beschäftigten zu entkräften, ergibt sich ein klares Bild: Der 12h-Arbeitstag und die 60h-Arbeitswoche 
führe zu mehr Flexibilität im Sinne der Beschäftigten. Dadurch werde es für Arbeitnehmerinnen 

künftig leichter, Beruf, Familie und Freizeit unter einen Hut zu bringen. Es sei weder mit finanziellen 
Einbußen, noch mit Einschränkungen hinsichtlich der Freizeit zu rechnen. Ganz im Gegenteil werde 

es durch die neue Arbeitszeitregelung möglich, größere zusammenhängende Freizeitblöcke 

("Stichwort: 4-Tage-Woche") zu konsumieren und dadurch das Familienleben qualitätsvoller zu 

gestalten, sowie nebenbei auch noch mehr Geld zu verdienen. 

Unterm Strich wird also der Eindruck erweckt, dass es sich beim 12h-Arbeitstag ausschließlich um 
Verbesserungen für Arbeitnehmerinnen handle. 

Da diesen Versprechungen jedoch massive Bedenken gegenüberstehen und It. aktuellen Umfragen1 

rd. 2/3 der Befragten die Vorschläge zur Arbeitszeitflexibilisierung ablehnen, ist es besonders aus 
Sicht der Regierung unerlässlich, in vertrauensbildende Maßnahmen zu investieren: 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat ehestmöglich eine Regierungsvorlage 

zuzuleiten, in der festgehalten wird, dass bei Gesetzen, die einen Eingriff in Arbeits- und Sozialrechte 

von Arbeitnehmerinnen (beispielsweise Arbeitszeitgesetze) darstellen und denen keine 

sozialpartnerschaftliche Einigung zu Grunde liegt, der Bevölkerung die Möglichkeit eingeräumt wird, 

eine Volksabstimmung über das betreffende Gesetz zu verlangen. 11 
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